
 

 

 

 

 

  

 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

2020 war ein sehr herausforderndes Jahr. 

Für uns Gewerkschafter*innen war es deswegen sehr besonders, weil wir bis auf wenige Monate fast 

durchgängig auf die Kernelemente unseres Tuns verzichten mussten: auf persönliche Treffen, 

Ansprache und Gespräche sowie auf kollektive Aktionen in der Öffentlichkeit. Beides brauchen wir wie 

die Luft zum Atmen. Denn nur so können wir unserem Anliegen einer gerechteren Arbeitswelt das 

Gehör verschaffen, das nötig ist, um wirklich erfolgreich zu sein.  

Wir haben 2020 trotzdem viel erreicht. Wir haben Tarifrunden erfolgreich verhandelt, wir haben neue 

Mitglieder gewonnen, wir haben sehr schnell neue digitale Wege für den Austausch untereinander 

gefunden, wir haben Politik und Arbeitgebern unsere Anliegen gut kommunizieren können. Aber jede 

und jeder Einzelne von uns weiß, wie viel Kraft uns das gekostet hat, wie wenig Gelegenheit zum 

Ausruhen, Reflektieren und Neujustieren wir hatten – und wie wenig Lust wir haben, die nächste 

Online-Konferenz zu starten oder die Maske aufzusetzen, statt befreit miteinander zu lachen und 

Pläne zu schmieden.  

Auch unserem beharrlichen Einsatz und Einfluss als Gewerkschaft*innen direkt auf die Spitzen und 

Entscheider in der Politik ist es zu verdanken, dass die Bundes- und Landesregierungen sehr viel Geld 

in die Hand genommen haben, um die Folgen der Pandemie auch für die Beschäftigten und Familien 

abzumildern. Aber machen wir uns nichts vor: Die Rechnung werden uns Politik und Wirtschaft sehr 

bald präsentieren. Dafür müssen wir uns wappnen.   

Wir haben in diesem Jahr wieder die Gelegenheit, unseren Einfluss auf die Politik in einem unserer 

Bezirke direkt auszuüben. Berlin wählt ein neues Abgeordnetenhaus und damit eine neue Regierung. 

Einer unserer Wahlprüfsteine wird sein, dass die, die mehr haben als andere, auch mehr bezahlen 

müssen – und die, die weniger haben, auch weniger beteiligt werden, damit sie ihren Abstand zu den 

Vermögenderen ein Stückchen wettmachen können. Dafür werden wir uns mit der größten 

politischen Organisation, die Berlin hat, stark machen: mit unserer Gewerkschaft, mit ver.di.  

Schuldenbremse in Berlin? Nicht mit uns! 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir uns spätestens in der Hochphase des Wahlkampfes wieder treffen 

und miteinander reden, lachen und für unsere Anliegen streiten und demonstrieren können. Darauf 

freue ich mich sehr.  

Bis dahin: Passt auf Euch und Eure Liebsten auf und lasst uns 2021 gemeinsam miteinander wachsen: 

im Betrieb, gewerkschaftlich, politisch und persönlich.  

Euer Frank  
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Aktuelles zu Corona-Schutzmaßnahmen im Berliner ver.di-Haus 

Auch wir passen unsere Arbeit zum Schutz aller Beteiligten an. Ihr könnt die Geschäftsstelle bis 

auf Weiteres daher nur nach vorheriger Terminvereinbarung unter Einhaltung des Masken- und 

Abstandspflicht betreten. Wenn möglich, kontaktieren uns bitte telefonisch oder per E-Mail.  

Aktuelles von Susanne Feldkötter und dem DGB zur Corona Pandemie lest Ihr in diesem Artikel des 

Neuen Deutschlands: Krise der Gleichstellung – die Corona-Pandemie verschlechtert die 

Position von Frauen im Beruf  

 

ver.di setzt Änderung der Infektionsschutzordnung für Betriebs- & Personalräte 

durch 

Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) persönlich teilte am Dienstag die Entscheidung des 

Senats mit: „Wir haben für die Betriebs- und Personalräte ermöglicht, dass sie auch mit mehr als 20 

Personen tagen können.“ Das war nach der letzten Verschärfung der Infektionsschutzordnung nicht 

mehr möglich. Die Folge war, dass große Gremien wichtige Entscheidungen, zum Beispiel über 

Einstellungen oder Kündigungen, nicht treffen konnten, da solche Entscheidungen digital nicht 

gestattet sind. ver.di hatte auf diesen Missstand hingewiesen und hat damit die Änderung der 

Gruppengröße für Betriebs- und Personalräte durch den Senat erreichen können. Der Tagesspiegel hat 

hier darüber berichte.  

 

Tarifbewegungen im Landesbezirk Berlin-Brandenburg 

Obwohl die Bedingungen der Pandemie es nicht gerade einfach machen, arbeiten die Menschen 

weiter, sei es in Notbetreuungen, Krankenhäusern, Gesundheitsämtern, an Lebensmittelkassen oder 

im Homeoffice. 

Auch unsere Tarifverträge haben ihre Laufzeiten. Wir haben sie überwiegend vereinbart, als von 

Corona noch nicht die Rede war. ver.di kündigt in der Regel nach Ablauf der Mindestlaufzeiten. Wir 

verhandeln momentan weitgehend am Bildschirm in Videokonferenzen. 

Letztes Jahr war es möglich, trotz Corona für die Beschäftigten in den kommunalen Bereichen und des 

Bundes einen Tarifabschluss zu erzielen: 1,4 % oder mindestens 50 Euro zum 1.4.2021 und weitere 

1,8 % zum 1.4. 2022, sowie 2020 eine Corona-Prämie je nach Entgeltgruppe von 600 bis 300 € und 

vielen weiteren Elementen bei einer Mindestlaufzeit bis zum 31. 12. 2022. Hier waren die 

Redaktionsverhandlungen mit VKA und Bund wieder einmal schwierig und die Arbeitgeber kamen mit 

manchmal etwas merkwürdigen Vorschlägen. Das kennen wir leider. Aber am 2. Februar kam 

Entwarnung: jetzt ist fast alles fertig. 

In diesem Jahr steht im Herbst die Tarifrunde der Länder bevor. Die Tabellen sind zu Ende September 

kündbar (also nach der Wahl in Berlin) und die Verhandlungen sind für Oktober und November 

geplant. Diese Tarifverhandlungen betreffen in Berlin und Brandenburg nahezu 200.000 

Arbeitnehmer*innen und Beamt*innen. Das sind nicht nur die Menschen, die in den 

Senatsverwaltungen und Landesministerien, Gerichten und Schulen sowie bei der Polizei arbeiten, 

sondern auch alle in den Berliner Bezirksämtern, den Kitaeigenbetrieben und Schulhorten sowie die 

Beschäftigten der Hochschulen. Aber auch die Musikschulen, einige Berliner Theater und die 

Opernstiftung fallen unter das Tarifrecht der Länder.  
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Hier starten wir mit den Vorbereitungen und haben schon einiges an Überlegungen angestellt, wie das 

unter den aktuellen Beschränkungen gut laufen kann. Eine Empfehlung für alle Betroffenen: Hast Du 

ver.di Deine privaten Kontaktdaten mitgeteilt? E-Mail, Handy, Festnetz? Wenn nein, hol das nach, 

sonst können wir Dich vielleicht nicht erreichen, wenn es für die Tarifrunde wichtig wird. 

Allen in den Tarifrunden befindlichen Mitgliedern wünschen wir gutes Gelingen und an allen anderen 

die Bitte: Seid solidarisch, wo Ihr könnt! Denkt daran, Tariferhöhungen kommen auf die eine oder 

andere Weise allen zugute, auch zum Beispiel unsere Rentnerinnen und Rentner profitieren davon! 

 

Aktuelles aus den Fachbereichen 

Fachbereich 1 - Finanzdienstleistungen  

Deutsche Bank Direkt GmbH: Urabstimmung eingeleitet 

Seit Juli 2020 verhandelt ver.di über eine tarifliche Wertschätzung der 

Arbeit für die Beschäftigten bei der DB direkt. Hier am Standort Berlin 

arbeiten mehr als 350 Beschäftigte. Die DB Direkt GmbH ist ein 

Vertriebs- und Servicecenter der Deutschen Bank. 

Die Arbeitskampfmaßnahmen vor Weihnachten und nach Silvester waren aus ver.di-Sicht sehr 

erfolgreich. Die Mehrheit der zur Arbeit eingeteilten Beschäftigten sind den Streikaufrufen gefolgt und 

haben die Arbeit niedergelegt. Die Folge war ein deutliches Absinken der Servicelevel und erhebliche 

Wartezeiten für die Anrufenden. Außerdem sind seit Juli letzten Jahres bereits mehr als 100 

Beschäftigte Mitglied in ver.di geworden. Das ist ein starkes Signal! 

Das zeigt, dass die Beschäftigten hinter den ver.di- Forderungen stehen und wir jetzt gestärkt in die 

Urabstimmung und Erzwingungsstreiks gehen. 

Weitere Informationen findet Ihr hier.   

 

Fachbereich 5 – Bildung, Wissenschaft und Forschung 

Die Novellierung des Berliner Hochschulgesetztes …kommt … kommt (doch 

noch) nicht … kommt … 

Die Berliner Regierungskoalition hat in ihrem Koalitionsvertrag angekündigt, das Berliner Hochschulge-

setz zu novellieren – und aus unserer Sicht gäbe es Einiges zu novellieren. 

Das Hochschulgesetz umfasst alle rechtlichen Aspekte im Zusammenhang mit den Berliner 

Hochschulen. Dort sind sowohl die Organisation der Hochschulen als auch Abläufe 

hochschulrechtlicher Verfahren geregelt. Aus dem Berliner Hochschulgesetz ergeben sich Rechte und 

Pflichten für die Hochschulen, der Organe, Angehörigen sowie Studierenden. 

In mehreren Anhörungen im Berliner Abgeordnetenhaus haben Vertreter*innen der 

Regierungsfraktionen Anregungen der Hochschulleitungen sowie von uns, von ver.di eingeholt: von 

den Studierenden-, Mittelbau- und Personalvertretungen, Gewerkschaften und Frauenvertretungen.   

Wir haben uns ebenfalls beraten und einen Grundkonsens erarbeitet, der die Anforderungen an das 

Berliner Hochschulgesetz formuliert, hinter denen wir uns alle versammeln können. 

https://fidi.verdi.de/banken/deutsche-bank


 

Wir, das ist das Netzwerk Demokratische Hochschule, bestehend aus: DGB-Jugend Berlin-Branden-

burg, ver.di Berlin-Brandenburg, GEW Berlin, LandesAstenKonferenz Berlin, Netzwerk n e.V., Studenti-

sche Initiative Nachhaltigkeitsbüro (HU Berlin). Auf die Veröffentlichung des Gesetzentwurfes zur 

Novellierung des Berliner Hochschulgesetzes warten wir nun schon seit März des letzten Jahres … 

aber nun soll er (wirklich) kommen! Mehr lest Ihr hier. 

 

Brandenburger Dialogprozess „Gute Arbeit und Karriereweg in der 

Wissenschaft“ des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

Der Prozess startete im August des letzten Jahres und ist auf zwei Jahre angelegt. Wir begrüßen 

diesen Prozess ausdrücklich und bringen als Fachbereich Bildung, Wissenschaft und Forschung 

ver.di Berlin-Brandenburg, unsere Positionen und Vorschläge gern dort ein. Der Dialogprozess ist 

dringend notwendig: hohe Befristungsquote (bis zu 93%), Wahrnehmung von Daueraufgaben durch 

befristet Beschäftigte, hoher Anteil von Teilzeitbeschäftigungen, mangelnde Planbarkeit der 

Karrierewege, späte Entscheidung über dauerhafte Wissenschaftskarriere (Erstberufung im Ø mit 41 

Jahren), Hochdeputatsstellen, prekäre Situation von Lehrbeauftragten, mangelnde Vereinbarkeit von 

Familie und wissenschaftlicher Tätigkeit, Defizite bei Ausgestaltung studentischer 

Beschäftigungsverhältnisse … 

Neben dem Austausch zu aktuellen und strukturellen Problemen, sollen mögliche Lösungsansätze 

entwickelt und Empfehlungen erarbeitet werden. Die Ergebnisse des Dialogprozesses sollen in die 

Novellierung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes, die nächste Vertragsperiode der 

Hochschulverträge sowie die Ausgestaltung des Zukunftsvertrages Studium und Lehre stärken 

einfließen. In Vor- und Nachbereitung der Sitzungen laden wir regelmäßig die ver.di-Mitglieder der 

Brandenburger Hochschulen zu Online-Treffen ein. Hier besprechen wir Arbeitspapiere und Vorlagen 

und entwickeln gemeinsam Vorschläge und Positionen. Nutzen wir die Chance für Verbesserungen – 

mehr Infos lest Ihr hier.  

Studieren in Pandemiezeiten - in vielfacher Hinsicht schwierig: Online-Lehre, 

Verlust von Jobs, um das Studium zu finanzieren 
Die derzeitige Entwicklung rund um den Coronavirus und die Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt 

stellen vor allem auch Studierende vor viele Fragen. Informationen und Hilfestellungen für Studierende 

der DGB-Jugend findet ihr hier.  

Außerdem unbedingt lesenswert: Fair, verlässlich, sicher – Forderungen für Studium und Hochschule 

unter Corona-Bedingungen 

 

Etappensieg: Soziale Sicherheit für Volkshochschul-Dozent*innen 

Ein voller Etappensieg für uns, was der Bildungsausschuss des Berliner Abgeordnetenhauses am 

21.01.21 beschlossen hat. Erfreulich und auch ungewöhnlich: Der gesamte Bildungsausschuss hat mit 

allen Fraktionen einstimmig (!) dafür votiert, den Parlamentsbeschluss vom Juni 2020 "Mehr soziale 

Sicherheit für Volkshochschul-Dozent*innen" weiterzuverfolgen. Der Ausschuss hat hierzu eine 

"Protokollnotiz" verfasst, die wie eine Stellungnahme an den wichtigen Hauptausschuss des 

Parlaments übermittelt wird. Im Hauptausschuss wird - wahrscheinlich am 17. Februar - 
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schlussabgestimmt, ob die Senatsverwaltung sich auf Verhandlungen mit der Gewerkschaft (ver.di) 

über eine Rahmenvereinbarung zur sozialen Absicherung einlassen muss.  

Die Aussprache im Bildungsausschuss könnt Ihr hier auf Youtube ab Minute 2:23 sehen, weiter 

Informationen gibt es direkt beim Abgeordnetenhaus und auf der Homepage der Aktiven.  

 

 

Fachbereich 7 - Gemeinden 

Rekommunalisierung:  

Reinigung zurück in die öffentliche Hand – Umdenken ist nötig 

Es geht um nicht weniger als einen grundlegenden Wandel bei der Reinigung öffentlicher Gebäude in 

Berlin. In einem ersten Schritt möchten viele Beteiligte wie Schulbeschäftigte, Schüler*innen, 

Kommunalpolitiker*innen, Schule in Not und Gewerkschaften – ver.di und DGB Berlin-Brandenburg – 

in Schulen verschiedener Bezirke eine Pilotphase starten, in der der Beweis angetreten werden soll, 

dass die Schulreinigung in öffentlicher Verantwortung besser funktionieren kann als die derzeit 

vollständig von Privatfirmen ausgeführte Reinigung der Bildungsstätten. Weitere Informationen sowie 

die Dokumentation des Fachdialogs untergibt es hier.  

Erzieherinnen und Erzieher in Brandenburg konsequent schützen 

In den Kitas im Land Brandenburg herrscht nahezu Normalbetrieb – und die Erzieherinnen und 

Erzieher gehen weiterhin jeden Tag das hohe Risiko ein, an Covid-19 zu erkranken. Um die 

Erzieherinnen und Erzieher besser zu schützen, hat der ver.di-Landesbezirk am 1. Februar 2021 eine 

Petition gestartet – und der rbb hat sehr gut darüber berichtet. Unterstützt unsere Kolleg*innen: 

Unterschreibt die Petition bitte alle und sendet sie an Interessierte weiter. Danke!  

 

Fachbereich 12 – Handel 

Thalia-Geschäftsführung: unverfroren und hinterhältig 

Nach einem trotz Corona erfolgreichen Jahr 2020 teilte das Management den 220 Beschäftigten in 

den 13 Berliner Filialen von Thalia urplötzlich zu Jahresbeginn mal einfach so mit, dass das 

Unternehmen rückwirkend zum 1. Januar 2021 gespalten und in zwei nicht tarifgebundene 

Gesellschaften überführt worden sei. Das Beispiel zeigt, in welcher unverfrorenen und hinterhältigen 

Art und Weise Unternehmen im Einzelhandel mit ihren Beschäftigten umgehen. Den Betriebsrat 

informierte das Management ebenfalls erst, als die Fakten bereits geschaffen waren. Besonders 

perfide: Für die Filiale, in der unser Kollege Thomas Sielemann, Vorsitzender der Tarifkommission 

Einzelhandel und Betriebsratsvorsitzender von Thalia Berlin, beschäftigt ist, gründeten die 

Unternehmensspitze eigens eine eigene Franchise-Firma. Es liegt auf der Hand, dass Thomas 

kaltgestellt werden soll. Die Kolleg*innen wehren sich auch mit rechtlichen Mitteln. Auf jeden Fall 

verdient die Belegschaft unsere volle Solidarität und Unterstützung. 

Die Pandemie hat den Strukturwandel im Handel weiter beschleunigt. Der Lockdown zwingt nun 

weitere Unternehmen in die Insolvenz. Nach Galeria Karstadt Kaufhof und Esprit haben seit 

Jahresbeginn auch die Adler Modemärkte GmbH und die Hussel GmbH Insolvenzanträge stellen 

müssen. 
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Dessen ungeachtet haben die großen online-Händler, Baumärkte und Lebensmittelgeschäfte 

zweistellige Umsatzzuwächse mit bis zu 40 % mehr im Jahr 2020 generiert. Vor diesem Hintergrund 

starten in den Handelsbranchen die Tarifrunden 2021. Erstmals haben sich die Tarifkommissionen in 

online-Klausuren darauf vorbereitet. Wir haben die ersten Aktivitäten und Aktionen geplant und 

trainiert. Die Kolleg*innen sind gut motiviert, auch während der Pandemie in diesem Jahr in 

kämpferische Tarifrunden zu gehen. 

 

Personengruppe Selbstständige Berlin-Brandenburg 

Die Erwerbssituation, der Status Selbstständiger und die prekären Bedingungen vieler Solo-

Selbstständiger waren 2020 immer wieder Thema in öffentlichen Debatten. Wir bringen uns auch 

2021 ein. Es ist nicht zuletzt der langjährigen politischen Arbeit der Selbstständigenvertreter*innen in 

ver.di zu verdanken, dass Selbstständige in Politik und Verwaltung Gehör fanden. ver.di-

Informationen und -Ratgeber finden Selbstständige hier, Information zu den Überbrückungshilfen 

des Bundes hier.   

 

Brandenburg 

Petition gegen Privatisierung der kreiseigenen Klinikum Niederlausitz GmbH 

noch bis 15. Februar 2021 möglich 

Die Partei Die Linke in Senftenberg hat eine Online-Petition zum sofortigen Stopp der Privatisierung 

des Klinikums Niederlausitz gestartet. Der Beschluss des Kreistags Oberspreewald-Lausitz vom 

17.12.2020 zum Verkauf von 51 Prozent der kommunalen Klinikum Niederlausitz GmbH an den 

privaten Klinikkonzern SANA darf nicht umgesetzt werden. Mit der Online-Petition wird der Kreistag 

aufgefordert, diese Entscheidung zu korrigieren und dem Klinikum eine dauerhaft kommunale 

Zukunft zu ermöglichen. Hier könnt Ihr die Online-Petition gegen die Privatisierung der kreiseigenen 

Klinikum Niederlausitz GmbH noch bis zum 1. Februar 2021 unterschreiben.  

 

Corona-Sonderzahlung auch für Beschäftigte in Krankenhäusern und 

Rettungsdiensten in Südbrandenburg 

Für die nichtärztlichen Beschäftigten in der Lausitz Klinik Forst GmbH und in der Klinikum Dahme-

Spreewald GmbH in Lübben und in Königs Wusterhausen konnte jeweils mit ver.di-Tarifverträge eine 

Corona-Sonderzahlung in Höhe von bis zu 600 Euro bzw. in Höhe von 550 Euro vereinbart werden. 

Die Rettungsdienstbeschäftigten im Landkreis Oberspreewald-Lausitz erhalten ebenfalls durch 

jeweilige ver.di-Tarifverträge eine Corona-Sonderzahlung im Dezember 2020 ausgezahlt. Mehr 

Informationen lest Ihr hier, hier und hier.  

Weitere aktuelle Informationen zu den Brandenburger ver.di-Bezirken findet Ihr hier: Cottbus, 

Potsdam und Nordostbrandenburg.   

 

Veranstaltungen 
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Was kommt  

Save the Date: online-Podiumsdiskussion zum Berliner Partizipations-Migrations-Gesetz Vielfalt in 

der Stadt, Vielfalt im Öffentlichen Dienst – Welche gewerkschaftlichen Anforderungen hat 

ver.di am Mittwoch 24.02.2021, 19 Uhr – mit Elke Breitenbach, Senatorin für Integration, Arbeit und 

Soziales; Dr.  Constantin Terton, Handwerkskammer Berlin;   Susanne Feldkötter, stellvertretende 

ver.di-Landesbezirksleiterin Berlin-Brandenburg; Erdogan Kaya, Vorsitzender im ver.di 

Bundesmigrationsausschuss und Mitglied im ver.di Landesmigrationsausschuss; Romin Khan, Referent 

für Migrationspolitik beim ver.di Bundesvorstand;; Anmeldung bitte per E-Mail, der Link zur 

Veranstaltung kommt dann am 22.Februar ins elektronische Postfach.  

Save the Date: Digitale Diskussionsveranstaltung und Informationsveranstaltung zum Volksentscheid 

Deutsche Wohnen & CO enteignen zur Vergesellschaftung des Wohnungswesens, Diskussion und 

Informationsveranstaltung für einen großen öffentlichen Wohnungssektor zum Start der zweiten Stufe 

des Volksentscheids Deutsche Wohnen & Co Enteignen – 4. März um 17:30 Uhr digital. Mehr Infos 

gibt es hier.   

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung lebt in Berlin eine alte gewerkschaftliche Idee wieder auf: 

Wohnen ist keine Ware. Das Wohnungswesen muss demokratisch gestaltet werden. Einen wichtigen 

Beitrag zu dieser Diskussion um eine Vergesellschaftung des Wohnungswesens leistet der 

Volksentscheid Deutsche Wohnen & CO enteignen. Deshalb unterstützt ver.di mit einem Beschluss 

den Volksentscheid, wenn dieser ab dem 26. Februar in die zweite Sammelphase geht. Auf der 

Veranstaltung wollen wir sowohl politisch als auch praktisch über den Volksentscheid diskutieren: Wie 

stellt sich die Initiative die Vergesellschaftung vor? Wie soll die Entschädigung für das Enteignen 

funktionieren? Wie viele Unterschriften werden benötigt und in welchem Zeitraum wird gesammelt? 

Wie können Gewerkschafter*innen sich an der Sammlung beteiligen? 

Was war 

Berufseinstieg in der Krise lautete am 21. Januar 2021 das Thema der Live-Video-Veranstaltung der 

ver.di-Frauenräte Berlin-Brandenburg mit der ver.di-Jugend, deren Facebook-Account wir nutzen 

durften. Während Lea Herzig die Technik betreute, interviewte Sunna Riediger (beide Mitglied in den 

Frauenräten) die Berufsstarterinnen Wiebke Bolle und Pauline Roskosch. Sie fragten nach ihren 

Erfahrungen während ihrer kürzlich beendeten Ausbildungs- bzw. Studienzeit sowie nach Tipps für 

künftige Einsteigerinnen. Ihr könnt Euch das Video bei Facebook hier ansehen. Weitere Informationen 

findet Ihr auf unseren Frauen- und Jugendseiten.  

 

GUV/FAKLUTA: beitragsfrei bis 30 Juni 

Die Gewerkschaftliche Unterstützungseinrichtung (GUV/FAKULTA) versichert die Berufsrisiken von 

Mitgliedern der DGB-Gewerkschaften und bietet allen Menschen, die mit ihrer Arbeit das Land am 

Laufen halten, eine betragsfreie Mitgliedschaft bis 30. Juni. Voraussetzung ist lediglich die 

Mitgliedschaft in einer DGB-Gewerkschaft. Weitere Informationen findet Ihr hier.  

Wir freuen uns sehr über Euer Feedback zum Newsletter. Bitte sendet uns Eure Rückmeldungen nicht an die Mailadresse des 

Newsletters, sondern nutzt dafür diese Bezirksadressen: bezirk.berlin@verdi.de oder bz.berlin@verdi.de. Für den Newsletter 

anmelden, könnt Ihr Euch hier, unsere Homepage findet Ihr hier und die  Datenschutzhinweise hier. V.i.S.d.P.: Frank Wolf, 

Landesbezirksleiter ver.di LBZ BB, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, Telefon: 030-88666. 
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